
Öffentliche 
Bekanntmachung 

über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 
und die Erteilung von Wahlscheinen 

für die Kommunalwahlen und 
die Wahl der Verbandsversammlung des Regionalverbands Ruhr 

am 14. September 2025 

und für eine etwaige Stichwahl der Oberbürgermeisterin/des Oberbürgermeisters 
am 28. September 2025 

1. Auslegung des Wählerverzeichnisses

Die Möglichkeit der Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis der Stadt Bochum ist in der
Zeit vom 25. bis 29. August 2025 zu folgenden Öffnungszeiten

montags, dienstags, donnerstags, freitags 
mittwochs 

8:00 bis 18:00 Uhr, 
8:00 bis 12:00 Uhr 

in der Sonderarbeitsgruppe Wahlen im Eingangsbereich des Bildungs- und Verwaltungs­
zentrums (BVZ), Gustav-Heinemann-Platz 2 - 6, Lore-Agnes-Raum, gegeben; der Ort der 
Einsichtnahme ist barrierefrei zu erreichen. Wegen der automatisierten Führung wird die 
Einsichtnahme digital ermöglicht. Alle Wahlberechtigten können die Richtigkeit oder Voll­
ständigkeit der zu ihrer Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. 
Wer die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis ein­
getragenen Personen überprüfen will, hat Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich 
eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das 
Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die 
im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß§ 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes ein­
getragen ist. 

Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 
25. bis 29. August 2025 Einspruch zur Niederschrift in der Sonderarbeitsgruppe Wahlen
im Eingangsbereich des Bildungs- und Verwaltungszentrums (BVZ), Gustav-Heinemann­
Platz 2 - 6, Raum 069, während der oben genannten Öffnungszeiten einlegen. Der
Einspruch kann in der genannten Frist auch schriftlich an das Wahlbüro, Junggesellen­
str. 8, 44787 Bochum, eingelegt werden.
Gegen die Entscheidung des Oberbürgermeisters kann innerhalb von drei Tagen nach
Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift Beschwerde eingelegt werden.

Wählen kann nur, wer im Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat 
(§ 9 Kommunalwahlgesetz - KWahlG -).
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